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Amtsblatt der Europäischen Union

C 142/23

Vorabentscheidungsersuchen des Szegedi Közigazgatási és Munkaügyi Bíróság (Ungarn), 
eingereicht am 8. Januar 2018 — Sole-Mizo Zrt./Nemzeti Adó- és Vámhivatal Fellebbviteli 
Igazgatósága

(Rechtssache C-13/18)

(2018/C 142/31)

Verfahrenssprache: Ungarisch

Vorlegendes Gericht

Szegedi Közigazgatási és Munkaügyi Bíróság

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Sole-Mizo Zrt.

Beklagte: Nemzeti Adó- és Vámhivatal Fellebbviteli Igazgatósága

Vorlagefragen

1.

Ist die Praxis eines Mitgliedstaats, wonach bei der Prüfung der für Verzugszinsen einschlägigen 
Vorschriften von der Prämisse ausgegangen wird, dass die nationale Steuerbehörde deshalb 
keine Rechtsverletzung (Unterlassung) begangen hat — d. h. bezüglich des nicht 
erstattungsfähigen Teils der Mehrwertsteuer (Umsatzsteuer im ungarischen Recht) auf nicht 
beglichene Erwerbe der Steuerpflichtigen nicht in Verzug geraten ist –, weil die 
gemeinschaftsrechtswidrige nationale Vorschrift zum Zeitpunkt der Entscheidung der betreffenden 
nationalen Steuerbehörde in Kraft war und die Gemeinschaftsrechtswidrigkeit der in ihr 
festgelegten Voraussetzung vom Gerichtshof der Europäischen Union erst später festgestellt 
worden ist, mit den Vorschriften des Gemeinschaftsrechts, mit denen der Richtlinie 2006/112/EG 
des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (1) (im 
Folgenden: Mehrwertsteuerrichtlinie) (insbesondere im Hinblick auf ihren Art. 183) und mit den 
Grundsätzen der Effektivität, der unmittelbaren Wirkung und der Äquivalenz vereinbar?

2.

Ist die Praxis eines Mitgliedstaats, wonach bei der Prüfung der für Verzugszinsen einschlägigen 
Vorschriften danach unterschieden wird, ob die nationale Steuerbehörde entweder gemäß den 
damals geltenden, aber gemeinschaftsrechtswidrigen nationalen Vorschriften oder aber unter 



Verstoß gegen die geltenden nationalen Vorschriften die Steuer nicht erstattet hat, und 
infolgedessen hinsichtlich der Höhe der Zinsen auf die Mehrwertsteuer, deren Rückerstattung 
wegen einer Voraussetzung des nationalen Rechts, die der Gerichtshof der Europäischen Union 
als unionsrechtswidrig eingestuft hat, nicht innerhalb einer angemessenen Frist geltend gemacht 
werden konnte, zwei voneinander abzugrenzende Zeiträume unterschieden werden, wobei

—

im ersten Zeitraum die Steuerpflichtigen — mit der Begründung, dass die 
gemeinschaftsrechtswidrige ungarische Regelung damals noch in Kraft gewesen sei und die 
ungarischen Steuerbehörden folglich nicht rechtswidrig gehandelt hätten, als sie die Zuweisung 
der in den Rechnungen ausgewiesenen Mehrwertsteuer nicht innerhalb einer angemessenen Frist 
zugelassen hätten — lediglich Verzugszinsen in Höhe des Basiszinssatz der Zentralbank 
beanspruchen können, während

—

im zweiten Zeitraum nur für die verspätete Entrichtung der Verzugszinsen aus dem ersten 
Zeitraum die — ansonsten nach der Rechtsordnung des betreffenden Mitgliedstaats bei Verzug 
anfallenden — Zinsen in Höhe des zweifachen Basiszinssatzes der Zentralbank — der– zu zahlen 
sind,

dem Gemeinschaftsrecht, insbesondere mit den Vorschriften der Mehrwertsteuerrichtlinie 
(insbesondere im Hinblick auf ihren Art. 183) und mit den Grundsätzen der Äquivalenz, Effektivität 
und Verhältnismäßigkeit vereinbar?

3.

Ist Art. 183 der Mehrwertsteuerrichtlinie dahin auszulegen, dass das Äquivalenzprinzip der Praxis 
eines Mitgliedstaats entgegensteht, wonach die Steuerbehörde auf die Mehrwertsteuer, deren 
Erstattung unterlassen wurde, bei einem Verstoß gegen eine Unionsvorschrift nur Zinsen in Höhe 
des einfachen Basiszinssatzes der Zentralbank, bei einem Verstoß gegen nationales Recht 
hingegen Zinsen in Höhe des zweifachen Basiszinssatzes der Zentralbank zahlt?

(1)  ABl. L 347, S. 1.


